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Beschluss
des Bundesrates

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht

1. Der Bundesrat hat in seiner 891. Sitzung am 16. Dezember 2011 beschlossen,

zu dem in der Drucksache 742/11 unter Buchstabe A näher bezeichneten Ver-

fahren vor dem Bundesverfassungsgericht von einer Stellungnahme abzusehen.

Begründung:

Eine inhaltliche Stellungnahme des Bundesrates scheint nicht angezeigt. Zwar
ist der Bundesrat als Antragsgegner des Organstreits benannt, jedoch stehen
nicht unmittelbare Rechte und Pflichten des Bundesrates als Verfassungsorgan
im Mittelpunkt des Verfahrens. Gegenstand des Organstreits ist vielmehr die
Beteiligung von Mitgliedern einer Fraktion des Deutschen Bundestages an den
Arbeitsgruppen des Vermittlungsausschusses, auf deren Besetzung der Bundes-
rat - wenn überhaupt - nur mittelbar Einfluss haben kann.

Der Bundesrat entsendet zwar einen Teil der Mitglieder des Vermittlungsaus-
schusses und kann durch seine Stellungnahme im vorausgehenden Gesetzge-
bungsverfahren und die erforderliche Anrufung des Ausschusses den Umfang
der Vermittlungstätigkeit mitbestimmen. Darüber hinaus wird auch die Ge-
schäftsordnung des Vermittlungsausschusses durch den Deutschen Bundestag
mit Zustimmung des Bundesrates erlassen. Gleichwohl sind die in den Aus-
schuss entsandten Mitglieder frei von Weisungen und auch im Rahmen der Ge-
schäftsordnung weitgehend frei bei deren Auslegung und in der Gestaltung des
Verfahrens.

Der Vermittlungsausschuss kann selbst Antragsgegner in einem Organstreit-
verfahren sein. Aufgrund dieser eigenen Organfähigkeit des Vermittlungsaus-
schusses kommt der Bundesrat vorliegend als zulässiger Antragsgegner nicht
in Betracht.

2. Der Bundesrat hat in seiner 891. Sitzung am 16. Dezember 2011 weiterhin be-

schlossen, zu den in der Drucksache 742/11 unter Buchstabe B näher bezeich-

neten Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht von einer Äußerung und

einem Beitritt abzusehen.


